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KI-Unterstützung bei der Antragsbearbeitung 
 

Ausgangslage | Einsatzszenario 

Mit Anträgen etwa in Genehmigungsverfahren müssen Antragstellende bei bayerischen Be-
hörden oft verschiedene, in manchen Fällen sehr umfangreiche Antragsunterlagen einrei-
chen. Die für die Sachbearbeitung zuständigen Beschäftigten der Behörde müssen diese Un-
terlagen dann auswerten und aufbereiten, um später eine Sachentscheidung treffen zu kön-
nen. KI-Systeme können bei der Auswertung und Aufbereitung unterstützen, sowohl bei digi-
tal als auch bei analog zu stellenden Anträgen. 

Zentrale KI-datenschutzrechtliche Fragestellungen bei Beschaffung und Nutzung von KI-
Systemen zur Unterstützung bei der Antragsbearbeitung 

Hinweis: Zum Datenschutz bei KI-Projekten bayerischer öffentlicher Stellen allgemein aus-
führlich Bayerischer Landesbeauftragter für den Datenschutz, Datenschutz bei KI-Projekten 
in der bayerischen Verwaltung, Orientierungshilfe, Stand 3/2026, im Internet abrufbar unter 
https://www.datenschutz-bayern.de/ki (OH KI). Zu den spezifischen Fragestellungen im Fol-
genden vergleiche Verweise. 

[1] Personenbezogene Daten beim Einsatz von KI-Systemen zur Unterstützung bei 
der Antragsbearbeitung 

Thematik: Ein KI-System zur Unterstützung bei der Antragsbearbeitung verarbeitet 
regelmäßig nicht nur die bei seiner zweckgemäßen Nutzung unmittelbar eingegebe-
nen und ausgegebenen Daten (hier: die auszuwertenden und aufzubereitenden In-
halte), sondern kann auch begleitend Daten generieren (etwa Anmeldedaten von Nut-
zerinnen und Nutzern oder Metadaten, sogenannte spezifische Betriebsmitteldaten). 
Alle diese Daten können Personenbezüge aufweisen (vgl. OH KI, Rn. 143).  

Praxishinweis: Die bloße Abbildung von Handschrift in einem analog ausgefüllten 
Antrag stellt regelmäßig kein biometrisches Datum im Sinne von Art. 9 Abs. 1 DSGVO 
dar. 

Anders ist dies zu beurteilen, wenn beispielsweise eine Unterschrift über ein Sig-
naturpad erfasst wird, vorausgesetzt dieses zeichnet Geschwindigkeit, Druck und Be-
wegungsverlauf auf und wertet diese Parameter aus. Wird ein solches biometrisches 
Datum dann mit besonderer Zweckbestimmung, nämlich zur eindeutigen Identifizie-
rung einer natürlichen Person und damit in besonders risikobehafteter Weise verar-
beitet, sind zusätzlich die Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 DSGVO zu beachten. 
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Zudem kann ein KI-System zur Unterstützung bei der Antragsbearbeitung – je nach 
vorhergehendem Training – bereits zum Zeitpunkt der Bereitstellung (durch den An-
bieter) personenbezogene Daten enthalten. Ist dies der Fall, muss die einsetzende 
bayerische öffentliche Stelle insbesondere dessen datenschutzkonforme Verwen-
dung sicherstellen und nachweisen können (Art. 5 Abs. 2 DSGVO) – die öffentliche 
Stelle trifft in diesem Zusammenhang eine Pflicht zur „angemessenen Bewertung“ so-
wie gegebenenfalls zum Ergreifen sogenannter „risikomindernder Maßnahmen“ 
(vgl. allgemein zur Bereitstellung und Implementierung von KI-Systemen OH KI, 
Rn. 166 ff.).  

Insbesondere erforderliches Tätigwerden:  

 Abgrenzung der Verarbeitungsvorgänge (vom Training über die Erhebung, Auf-
zeichnung und Speicherung von Anmeldedaten und Eingabeaufforderungen der 
Nutzenden sowie die Dokumentenprüfung und Ergebnisausgabe bis zur Wei-
ternutzung dieser Daten, etwa zum Weitertraining des KI-Systems) (vgl. OH KI, 
Rn. 148 ff.); 

 für jeden der Verarbeitungsvorgänge: Prüfung der verarbeiteten Daten auf Perso-
nenbezug und der diesbezüglichen Verantwortlichkeiten (vgl. OH KI, Rn. 144, 
275 ff.)  

Praxishinweis spezifisch betreffend das Training eines KI-Systems zur Un-
terstützung bei der Antragsbearbeitung: Gerade wenn für einen Antrag auf eine 
Verwaltungsleistung bestimmte, immer ähnliche Dokumente geprüft werden müs-
sen (zum Beispiel bestimmte Nachweise, Verträge oder Zeugnisse), kann das Trai-
ning eines entsprechend unterstützenden KI-Systems (auch) auf der Grundlage 
anonymer oder synthetischer, das heißt eigens zu Trainingszwecken generierter 
Dokumente erfolgen. 

[2] Rechtsgrundlagen für den Einsatz von KI-Systemen zur Unterstützung bei der 
Antragsbearbeitung 

Thematik: In datenschutzrechtlicher Hinsicht sind KI-Systeme zur Unterstützung bei 
der Antragsbearbeitung oftmals als Betriebsmittel einzustufen, sodass ihr Einsatz 
grundsätzlich auf bestehende Verarbeitungsbefugnisse gestützt werden kann (OH KI, 
Rn. 143 f.). Dem sind dort Grenzen gesetzt, wo durch den Einsatz eines KI-Systems 
eine bestimmte Eingriffsintensität überschritten wird (vgl. OH KI, Rn. 218, 225). 

Insbesondere erforderliches Tätigwerden: 

 Prüfung der Rechtsgrundlage(n) im Sinne vom Art. 5 Abs. 1 Buchst. a in Verbin-
dung mit Art. 6 Abs. 1 DSGVO für alle Verarbeitungsvorgänge: Welche Rechts-
grundlage ist für den betreffenden Verarbeitungsvorgang konkret einschlägig, 
und liegen deren Voraussetzungen grundsätzlich vor (vgl. OH KI, Rn. 216 ff.)? 
Kann der avisierte KI-Einsatz mit Blick auf seine Eingriffsintensität (noch) auf 
diese Verarbeitungsbefugnis gestützt werden (vgl. OH KI Rn. 218, 225), oder ist 
aufgrund der Eingriffsintensität eine „eigenständige“, spezialgesetzliche Rechts-
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grundlage erforderlich? Grundsätzlich vorrangig fachspezifische Verarbeitungs-
befugnisse; Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 Buchst. e, Abs. 3 DSGVO in Verbindung mit Art. 4 
Abs. 1 BayDSG als mögliche Rechtsgrundlage nur für Datenverarbeitungen mit 
eher geringer Eingriffsintensität (vgl. OH KI, Rn. 216 ff.); 

 gegebenenfalls: Prüfung des Einsatzes des KI-Systems zur Unterstützung bei der 
Antragsbearbeitung als Betriebsmittel: Werden die Vorgaben für den Einsatz von 
Betriebsmitteln beachtet (OH KI, Rn. 143)? Ist die Verarbeitung für den jeweiligen 
Zweck erforderlich (vgl. OH KI, Rn. 143 ff.)? Wurde die Möglichkeit der Verarbei-
tung „spezifischer Betriebsmitteldaten“ ausreichend berücksichtigt (OH KI, 
Rn. 143)? 

[3] Verbot von automatisierten Entscheidungen, Art. 22 DSGVO 

Thematik: Art. 22 Abs. 1 DSGVO statuiert ein grundsätzliches Verbot automatisierter 
Entscheidungen im Einzelfall einschließlich Profiling, von dem nur unter den Voraus-
setzungen des Art. 22 Abs. 2 DSGVO abgewichen werden kann (OH KI, Rn. 329 ff.). In 
der Regel ist beim Einsatz eines KI-Systems zur Unterstützung bei der Antragsbear-
beitung keine der Ausnahmen des Art. 22 Abs. 2 DSGVO einschlägig, sodass automa-
tisierte Entscheidungen im Einzelfall verboten sind. 

Insbesondere erforderliches Tätigwerden: 

Prüfung: Ist eine menschliche Letztkontrolle in jedem Fall gewährleistet? Werden bei 
der Antragsprüfung neben der Auswertung und Aufbereitung der Unterlagen durch 
das KI-System (zum Beispiel: Trennung eines Gesamtdokuments in einzelne Unterla-
gen unterschiedlichen Inhalts; Prüfung, ob sämtliche für die Antragstellung erforderli-
chen Unterlagen eingereicht sind und diese alle notwendigen Angaben enthalten [An-
trag „vollständig/unvollständig“]; Prüfung, ob die Unterlagen zueinander kongruent 
sind, das heißt ob die Angaben in den Unterlagen übereinstimmen [Antrag „plausi-
bel/Abweichungen“]) zusätzlich weitere Faktoren berücksichtigt? Werden die von 
dem KI-System generierten Ausgaben zwingend auf inhaltliche Richtigkeit überprüft? 
Zum Ganzen OH KI, Rn. 334 f. 

Praxishinweis: Kommt ein KI-System zur Unterstützung bei der Antragsbearbeitung 
im Rahmen eines Onlineverfahrens zum Einsatz, muss auch dort der konkrete Prozess 
so gestaltet werden, dass keine automatisierte Entscheidung im Einzelfall vorliegt. 
Konkret darf es durch den Einsatz des KI-Systems nicht zu einer abschließenden Ent-
scheidung über einen Antrag kommen. Dies bedeutet insbesondere, dass das zum 
Einsatz kommende System die Antragsbearbeitung nicht „unüberwindbar“ verhindern 
darf, beispielsweise durch automatische Ablehnung unvollständiger oder nicht plau-
sibler Anträge.  

So könnte ein KI-System auf der Grundlage der Auswertung und Aufbereitung der 
Antragsunterlagen beispielsweise entsprechende Hinweise an die für die Sachbear-
beitung zuständigen Beschäftigten der Behörde geben; zugunsten der Antragstellen-
den könnte unter anderem die Möglichkeit vorgesehen werden, systemseitig identifi-
zierte Probleme noch während des Antragsprozesses zu adressieren, zum Beispiel 
durch erneute Dateneingabe beziehungsweise erneuten Dokumentenupload oder 



 

KI-Unterstützung bei der Antragsbearbeitung 
BayLfD | AI in a nutshell 7 

durch Eröffnung einer unmittelbaren Kontaktmöglichkeit zu der für das Verfahren ver-
antwortlichen öffentlichen Stelle. 

Hinweis: Unabhängig von dem konkret zur Anwendung kommenden Produkt und dem je-
weiligen Einsatzszenario sind sämtliche Vorgaben des Datenschutzrechts und insbesondere 
der Datenschutz-Grundverordnung einzuhalten und nachzuweisen, sobald und soweit baye-
rische öffentliche Stellen personenbezogene Daten mittels Künstlicher Intelligenz verarbei-
ten (näher OH KI, Rn. 192 ff.).  

Stand: 1. August 2026 
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